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Mitteilung des Senats vom 30. Mai 2000

Was kosten Jugendfreizeitheime?

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat unter Drucksache 15/125 S eine Große
Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt:

1. Wie hoch sind die Bewirtschaftungskosten incl. Strom-, Wasser- und Heizko-
sten für jedes der 19 Freizeitheime jährlich?

Die Ermittlung der Bewirtschaftungskosten der einzelnen Jugendfreizeithei-
me ist nicht in jedem Fall möglich, weil die Versorgung mit Gas, Fernwärme,
Strom und Wasser teilweise mit benachbarten öffentlichen Einrichtungen ver-
bunden ist. Die Abgrenzung der Kosten konnte innerhalb der zur Beantwor-
tung der Großen Anfrage vorgesehenen Zeit nicht vorgenommen werden, der
damit verbundene Verwaltungsaufwand ist nicht zu vertreten.

In der Tabelle werden die Bewirtschaftungskosten für einzelne Jugendfrei-
zeitheime für 1999 aufgeführt, die einrichtungsbezogen nachgewiesen sind.

1999 Öl Gas Fernwärme Strom Wasser Gesamt
Einrichtung TDM TDM TDM TDM TDM TDM

JFH Steintor 5,6 17,4 2,0 25,0

JFH Gröpelingen 7,8 4,7 12,5

JFH Oslebshausen 2,4 0,6 3,0

JFH Findorff 7,2 9,1 1,7 18,0

JFH Walle 0,0 22,7 9,8 1,8 34,3

JFH Haferkamp 0,0

JFH Huchting 4,0 1,2 0,3 1,5

JFH Buntentor 9,0 5,9 - 0,8 14,1

JFH Neustadt 0,0 0,0

JFH Rablinghausen 2,5 2,1 0,2 4,8

JFH Wehrschloss - 3,2 26,7 3,7 1,4 28,6

JFH Stackkamp 10,4 8,5 2,6 21,5

JFH Vahr 13,0 14,5 6,1 33,6

JFH Tenever 22,6 15,1 4,7 42,4

JFH Horn-Lehe 0,0

JFH Alt-Aumund 0,2 7,1 2,4 9,7

JFH Burg-Lesum 6,7 7,8 1,9 16,4

JFH Lüssum 1,4 2,3 0,3 2,6

JFH Farge 7,0 4,8 - 0,3 4,5

Gesamt 12,4 46,2 85,0 111,7 32,5 284,9

Anmerkung: Minusbeträge erklären sich aus Rückerstattungen, fehlende Angaben aus noch
nicht abgerechneter Fremdversorgung mit Energie
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2. An welche Wartungs-, Versicherungs- und Dienstleistungsverträge sind die
Freizeitheime zwingend gebunden?

a) Welches sind die Vertragspartner?

Zurzeit bestehen für verschiedene Bereiche wie Gebäudereinigung, Glas-
reinigung, Gehwegreinigung, Fremdreinigung, Alarmanlagen etc. noch
Vertragsabschlüsse mit verschiedenen Partnern.

b) Besteht weiterer Kontrahierungszwang, wenn ja, warum?

Durch die Gründung der Facility Management Bremen GmbH werden
von dort nach Auslaufen der Vertragsverhältnisse das Management und
der Zentraleinkauf für folgende Bereiche übernommen, die teilweise für
die Jugendfreizeitheime zutreffen:

– Gebäudereinigung,

– Hausmeisterdienste einschließlich Kleinreparaturen,

– Glas- und Fassadenreinigung,

– Reinigung und Pflege von Außenanlagen,

– Winterdienste und Gehwegreinigung,

– Umzüge und Transportdienste,

– Bewachung und Zugangskontrolle,

– Catering, Spül- und Wirtschaftsdienste,

– Entsorgung, Umweltschutz und Seuchenhygiene,

– Wartungen und technische Dienstleistungen im Bereich der gesamten
Haustechnik.

Die Feuerversicherung für die Jugendfreizeitheime ist über eine gemein-
same Police für alle städtischen Liegenschaften bei der ÖVB gewährleis-
tet. Hier ist seit dem 1. Januar 2000 die swb-Assekuranz Vermittlungs-
GmbH zuständig.

Für alle Telefondienstleistungen besteht Anschlusszwang bei der BreKom.

c) Welche dieser Verträge könnten in welchen Zeiträumen aufgegeben und
in die Einzelverantwortung der Freizeitheime gegeben werden?

Alte Verträge könnten, soweit sie durch das AfSD selbst abgeschlossen
wurden, gekündigt werden. Die weitere Vertragsgestaltung wird dann
durch Facility Management Bremen GmbH übernommen. Der Abschluss
von Verträgen durch einzelne Jugendfreizeitheime ist dabei nicht vorge-
sehen. Die Zusammenarbeit mit Facility Management Bremen GmbH ist
so geregelt, dass jedes Jugendfreizeitheim sagt, was es benötigt und durch
Facility Management Bremen GmbH diese Leistung nach einer Analyse
des Leistungsumfangs am Markt eingekauft wird. Die Einkaufspolitik wird
dabei so ausgerichtet, dass der Qualitätsgesichtspunkt für die Jugend-
freizeitheime als Nutzer gewährleistet bleiben soll.

d) Werden Angestellte und jugendliche Nutzerinnen an der Auswahl von
Verträgen beteiligt?

Die verantwortlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendfrei-
zeitheime sind an der Festlegung der abzuschließenden Leistungsumfänge
und Qualitäten zu beteiligen. Die stärkere Beteiligung von jugendlichen
Nutzerinnen und Nutzern hieran ist grundsätzlich möglich. Die Auswahl
der Lieferanten und Vertragspartner wird auf dieser Auftragsbasis von
Facility Management Bremen GmbH vorgenommen.

e) Welche Aufgaben könnten nach Einschätzung des Senats stärker in die
Hände der Nutzerinnen selbst gelegt werden?

Vorstellbar und erstrebenswert ist die Übernahme einer Anzahl von Auf-
gaben durch die Nutzer im Betrieb eines Jugendfreizeitheimes. Im Be-
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reich der Wartung der Gebäude und der allgemeinen Dienstleistungen
ist vorstellbar, dass jugendliche Nutzer z. B. (Teil-) Verantwortung für Ge-
bäudereinigung, Hausmeisterdienste und Reinigung und Pflege von Au-
ßenanlagen übernehmen.

3. Welche Möglichkeiten zur Senkung der Energiekosten in den Freizeitheimen
sieht der Senat und welche sind bisher umgesetzt worden?

Die Jugendfreizeitheime werden an der Aktion „Sparen bringt’s“ der Energie-
leitstelle teilnehmen. Die erforderlichen Vorbereitungsarbeiten wurden in den
Regionalabteilungen des Amtes für Soziale Dienste vorgenommen. Im Jugend-
freizeitheim Findorff ist die Energiesparaktion bereits angelaufen.

4. Welche Bau- und Bauunterhaltungskosten sind in den einzelnen Freizeitheimen
in den vergangenen fünf Jahren angefallen?

a) Welche Reparaturbedarfe und bauliche Modernisierungen hält der Senat
in den nächsten Jahren für sinnvoll und notwendig?

b) Welche Bedarfe sind seitens der Einrichtungen gemeldet worden?

c) Welche dieser Maßnahmen will der Senat aus dem Stadtreparaturfonds
finanzieren?

d) Welche Reparaturen können aus dem Haushalt finanziert werden?

Die Beantwortung der Frage ist, außer zur Höhe der Bau- und Bauunter-
haltungskosten in den einzelnen Jugendfreizeitheimen in den vergangenen
fünf Jahren (s. Anlage), innerhalb der für die Beantwortung der Großen An-
frage gesetzten Frist nicht möglich. Welche baulichen Modernisierungen, Re-
paraturen und sonstigen Baumaßnahmen in den Jugendfreizeitheimen in den
nächsten Jahren vorzunehmen sein werden, wird erst nach Abschluss der stadt-
teilbezogenen Beteiligungsrunden zum „Anpassungskonzept in der Kinder-
und Jugendförderung 2000 bis 2005“ beantwortet werden können, da durch
die umzusetzenden Kürzungen in den Haushaltsanschlägen zunächst geklärt
werden muss, welche Standorte aufrechterhalten und für welche Nutzung her-
gerichtet werden sollen. Für die erforderlichen Umbau- oder Rückbauinves-
titionen sollen Mittel aus dem Anpassungskonzept über die geplante Kinder-
und Jugendstiftung bereitgestellt werden. Die unabhängig hiervon anfallen-
den Maßnahmen müssen aus Haushaltsmitteln finanziert werden.

5. Sind dem Senat Beispiele anderer Kommunen bekannt, die Aufgaben von
größeren Bau- und Bauunterhaltungsmaßnahmen an private Vertragspartner
zu übertragen? Wie bewertet der Senat solche Modelle?

Eine fachkundige Betreuung der Jugendfreizeitheime durch die vom Senat
u. a. mit dieser Aufgabe betraute BauManagement Bremen GmbH ist unver-
zichtbar, da eine entsprechende baufachliche Kompetenz beim Bedarfsträger
nicht vorhanden ist. Eine Rahmenvertragsnutzung für einfache Instandhal-
tungsmaßnahmen kann jedoch problemlos zur dezentralen Verantwortung zur
Bauinstandhaltung beitragen.

Die „Übertragung von Bauunterhaltung und Bauinstandhaltung an private
Partner“ wird bereits gegenwärtig praktiziert, da sämtliche baugewerblichen
Leistungen an private Partner vergeben werden. Lediglich die Regieleistungen
werden durch Einheiten des Liegenschaftswesens Bremens wahrgenommen.
Wenn auch die Regieleistungen an Private vergeben würden, würde die von
Bremen für diese Zwecke vorgehaltene und nicht kurzfristig abbaubare Kapa-
zität der entsprechenden Einheiten des Liegenschaftswesens nicht ausgela-
stet. Es träte für Bremen insgesamt eine finanzwirtschaftliche Doppelbelastung
ein.

Die Übertragung auf private Partner wird im Wesentlichen in Kommunen prak-
tiziert, in denen keine ausreichenden eigenen Kapazitäten hierfür vorliegen
oder um die alternativen Finanzierungsangebote der Anbieter wahrzuneh-
men. Diese erfolgen regelmäßig auf Leasing-, Mietkauf- oder ähnlicher Basis
und erlauben der jeweiligen Kommune, die Nettoneuverschuldung ihres Haus-
halts nominal niedrig zu halten, wobei faktisch eine langfristige, einer norma-
len Schuld vergleichbare Belastung entsteht.
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6. Warum wurde das Modell der wirtschaftlichen Autonomie von Schulen mit
einer begrenzten Möglichkeit der Eigenbewirtschaftung nicht auf die Freizeit-
heime übertragen?

Das Modell der wirtschaftlichen Autonomie von Schulen braucht nicht auf die
Jugendfreizeitheime übertragen zu werden, weil in den Jugendfreizeithei-
men bereits seit vielen Jahren in Eigenbewirtschaftung mit einrichtungsbezo-
genen Teilbudgets gearbeitet wird. Diese umfassen weitgehend die Haushalts-
stellen im konsumtiven und im investiven Bereich mit Ausnahme der von swb
Bremen über ein Verrechnungskonto abgebuchten Energieausgaben, zentra-
le Dienstleistungen (z. B. für Bauunterhaltung, Grünanlagen) und der durch
bbb bewirtschaftete Bauinvestitionen.

Es handelt sich dabei um folgende Ausgabenbereiche:

1. Geschäftsbedarf,

2. Postgebühren,

3. Fernmeldegebühren,

4. Maschinen, Geräte und sonstige bewegliche Gegenstände,

5. Dienst- und Schutzkleidung,

6. Sonstige Bewirtschaftungskosten,

7. Mieten für Maschinen und Gerät,

8. Lebensmittelbeschaffung und Aufwendungen für Betreuungsprojekte,

9. Lehr- und Lernmittel, einschließlich Spiel- und Beschäftigungsmaterial,

10. Reisekostenvergütungen,

11. Fracht- und Transportkosten,

12. Allgemeine Aufwendungen für den Betrieb von Jugendfreizeitheimen,

13. Aufwendungen für Lager, Freizeiten und Fahrten,

14. Entgelte für Dienstleistungen BreKom,

15. Heilbedarf,

16. Maschinen, Geräte und sonstige bewegliche Gegenstände in Betreuungs-
projekten,

17. Allgemeine Aufwendungen für den Betrieb der Betreuungsprojekte in
JFH,

18. Vermischte Verwaltungsausgaben,

19. Erwerb von Inventar,

20. Erwerb von Maschinen und Geräten.

Die Mittel für hauptamtliches Personal werden von den Jugendfreizeitheimen
nicht eigenständig bewirtschaftet. Neue Bewegung könnte in Zukunft aber
dadurch entstehen, wenn im stärkerem Umfang nach dem Prinzip „Geld statt
Stellen“ vorgegangen und dieses Geld je nach örtlicher Bedarfslage von den
Jugendfreizeitheimen verwendet würde.

Im Bereich der Einnahmen werden darüber hinaus folgende Bereiche in den
einrichtungsbezogenen Teilbudgets bewirtschaftet:

1. Erstattungen von Dritten für Ablichtungen,

2. Anteilige Kosten von Dritten (auch Nutzungsentgelte),

3. Vermischte Einnahmen,

4. Provisionseinnahmen aus Automaten,

5. Erstattung für Verpflegung,

6. Allgemeine Einnahmen des Jugendfreizeitheimes,

7. Beiträge für Fahrten und Lager,

8. Spenden.
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Die genauen Haushaltsstellen und die insgesamt veranschlagten Haushalts-
mittel sind den zurzeit gültigen Haushaltsplänen des kameralen Haushalts-
plans zu entnehmen. Hinsichtlich der Produkte und Leistungkennziffern wird
auf den Produktgruppenhaushalt verwiesen. Die Flexibilitätsregelungen im
Rahmen der zentralen Haushaltssteuerung werden auch im Kapitel „Jugend-
freizeitheime“ umgesetzt. Somit besteht innerhalb der jeweiligen Deckungs-
kreise gegenseitige Deckungsfähigkeit.

Die nicht verbrauchten konsumtiven Mittel des Vorjahres werden als Rest ab-
züglich der nicht erzielten Einnahmen (Mindereinnahmen) und einer zentra-
len Rücklage (für Energie) den Heimen wieder zur Verfügung gestellt. Die im
Rahmen der Verwaltungsreform und im Sinne der Umsetzung der Neuen Steu-
erungs-Modelle (NSM) übertragenen Befugnisse, insbesondere die Bildung
von Teilbudgets werden somit schon seit einigen Jahren im Bereich der Ju-
gendfreizeitheime praktiziert. So verwaltet jedes Jugendfreizeitheim sein Teil-
budget eigenständig und die erwirtschafteten Einnahmen stehen dem Jugend-
freizeitheim jeweils wieder zur Verfügung.

Eine dezentrale Budgetierung wird unter weitgehender Berücksichtigung der
Bedürfnisse der JFH auch verwirklicht, indem die Haushaltsplanung für die
einzelne Jugendfreizeitheime nach Vorliegen der Mittelquotierung durch den
zuständigen Sachgebietsleiter in Absprache mit den pädagogischen Fachkräf-
ten der Einrichtungen und in einem Diskussionsprozess mit den Jugendlichen
der jeweiligen Einrichtung erfolgt.
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